
4. Be~'blatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 13 .. März 1951 

99/J Anfrage 

der l>.bgeordneten Pop u 1 0 rum, Her k e, R 0 tl. und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen; 

betreffend die Ausdehnung der besonderen Steuerbegünstigung für I~vestitionen 

in bestiomten Gebieten Kärntens. 

-.-.-.-

D~s heute zu beschliessende Bundesgesetz über eine Beuertungsfreiheit bei 

abnJtzbaren ~irtschaftsgütern bringt manchen Gebieten als Ausgleich für den be

sonderen Nachteil, den sie in der Besatzungs'zeit erlitten haben, eine erhöhte 

Bewertungsfreiheit. Die Kärntner Landesregierung und die Abgeordneten Kärntens 

haben mit Befriedigung festgestellt, dass in die begünstigten Gebiete auch die 

Zone südlich der Gail bis zur Mündung in die Drau und von dort südlich der Drau 

bis zur Staatsgrenze sowie die Gerichtsbezirke Völkermarkt und St. Paul ein

bezogen \7urden. 

Leider 'Hurden jedoch andere Gebiete Kärntens, die unter den L.uswirkungem 
J 

des Weltkrioges in wirtschc.ftlicher Hinsicht eben:fc.lls besonders zu leiden hat-

ten, nichtberückeichtigt. Auch der Gerichtsbezirk Hermagor uncl der Gerichtsbe

zirk Klc.genfurt (ausgenommen der Bereich der Landeshauptstadt) sind in don Jc.h

ren nach Kriegsende -vrirtschc.ftlich zurückgeblieben. Die lc.ng c.ndc.uernde. Unsicher

heit bezüglich der Kärntner Südgrenze war ein starkes Hemmnis für die Investi

tionstätigkeit in,Kärnten. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an don Herrn Bundesminister 

für Finanzen die nachstehende 

Anfrage: 

Ist der Herr Bundesminister boreit, dem Nationalrc.t Mc.ssnahmen vorzuschla

gen, durch die auch die Gerichtsbezirke Hermagor und Klagenfurt die Begünstigung 

der erhöhten Be\7ertungsfreiheit erhalton? 

-.-.-.-
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